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7.500 zusätzliche überbetrieb -
liche Ausbildungsplätze 

Da die Situation am Aus bildungsmarkt
trotz aller Bemühungen gerade für
sozial benachteiligte Grup pen ange-
spannt bleibt, hat die Bundesagentur
für Arbeit im August beschlossen, in
diesem Jahr 5.000 außerbetriebliche
Ausbildungsplätze für Jugendliche mit
Migrations hinter grund zu fördern. Im
nächsten Jahr sollen 2.500 weitere
folgen.

Das Programm richtet sich an Jugend -
liche, die sich bereits erfolglos um
einen Ausbildungsplatz bemüht haben
und ohne zusätzliche Förderung kaum

eine Chance haben, ins Berufsleben
einzusteigen. Die Ausbildung wird in
kooperativer Form erfolgen. Die prak-
tische Ausbildung erfolgt in Koopera -
tionsbetrieben, wobei diese von Maß -
nahmeträgern bei der fachtheoretischen
Unterweisung unterstützt werden.
Gleich zeitig gibt es sozialpädagogi-
sche Begleitmaßnahmen.

Annelie Buntenbach, Mitglied im
Geschäftsführenden Bundesvorstand
des DGB begrüßte die Initiative als
„Schritt in die richtige Richtung“. Der
Gewerkschaftsbund hatte im Juli ein
Sofortprogramm für 50.000 Arbeits -
plätze gefordert, um den Aus bil dungs -
markt spürbar zu entlasten. Die Kos -

ten dafür – rund 650 Millionen Euro –
sollten im ersten Jahr aus den Über-
schüssen der Bundesagentur finan-
ziert werden, im zweiten und dritten
Jahr von Bund und Ländern.

Der DGB hatte ausdrücklich darauf
hin gewiesen, dass ein solches Sofort -
programm gerade auch für junge
Migrantinnen und Migranten von gro-
ßer Wichtigkeit sei. Nur 25 Prozent
dieser Jugendlichen absolvieren eine
Ausbildung im dualen System. Bei den
deutschen Jugendlichen sind es 59
Prozent. Vor zehn Jahren noch lag der
Anteil der Jugendlichen mit Migra -
tions hintergrund die eine Lehre absol-
vieren bei 34 Prozent.
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Bereich Migration &
Qualifizierung veröffentlicht
Dokumentation 

„Die Würde des Menschen ist unser
Maßstab – Niemanden zurücklassen,
keinen ausgrenzen“ war das Motto des
18. Bundeskongresses, der im Mai 2006
in Berlin stattfand. 

In der Schrif ten reihe Migration und
Arbeits welt ist jetzt eine Online-Doku -
mentation des Kongresses erschienen.
Darin sind die Anträge, Beschlüsse,
Redebeiträge und Passagen aus Re -
den zu den The men Migration, Integ -

ration, Kampf gegen Rechts festgehal-
ten. 

Die Lektüre der Dokumentation ver-
deutlicht noch einmal, dass die The -
men felder in unter schiedlichen Zu -
sam menhängen auftauchten. Nicht
zuletzt daran wird deutlich, dass sie
vom DGB als Quer schnittsaufgaben
begriffen werden.

Die Online-Dokumentation kann im
Internet heruntergeladen werden
unter:

www.migration-online.de/mit-18-bk

18. DGB BUNDESKONGRESS

Anzahl Anteil*
China 3.623 93,4 %
Polen 3.364 85,9 %
Frankreich 2.891 95,0 %
Türkei 2.888 39,8 %
Spanien 2.454 94,2 %
Russische Föderation 2.283 81,5 %
Italien 2.157 75,6 %
Bulgarien 1.844 96,9 %
USA 1.739 94,6 %
Ukraine 1.466 72,6 %
* Anteil der Bildungsausländer (Studierende, die ihre Hochschulzugangsberechtigung nicht in Deutschland erworben haben) Da
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DIE WÜRDE DES MENSCHEN IST
UNSER MASSSTAB. NIEMANDEN
ZURÜCKLASSEN – KEINEN AUSGRENZEN
Beschlüsse und Reden des 18. DGB Bundeskongress 2006



Broschüre des DGB zum
Gleichbehandlungsgesetz

Die Umsetzung der verschie -
denen Antidis krimi nie rungs-
richtlinien der Euro päi schen
Union in nationales Recht

war ein ziemlich zähes Unterfangen,
einschließlich der Überziehung der
vereinbarten Fristen. 

Nun ist das All gemeine Gleich be hand -
lungsgesetz in Kraft getreten. Für den
DGB ist das eindeutig ein Fortschritt. 

„Mit den nun geltenden Regelungen
sollen die Voraussetzungen dafür ge -
schaffen werden, dass durch Infor ma -

tion und Prävention Benachteiligung
gar nicht erst entsteht. Es werden
wirksame Mittel über den program-
matischen An satz des Grundgesetzes
hinaus ge schaffen, die es sowohl den
Betrof fe nen als auch den betriebli-
chen und gesellschaftlichen Akteuren
ermöglichen, gegen Benachteiligung
vorzugehen und die Folgen von
Benach teiligungen abzumildern.“ –
so die stellvertretende DGB Vor sit zen -
de Ingrid Sehrbrock. 

Der DGB hat jetzt eine Broschüre ver-
öffentlicht, in der das Gesetz erläutert
wird und praktische Hinweise für des-
sen Umsetzung im Alltag gegeben
werden. Dazu zählen auch Check -

listen, mit deren Hilfe geprüft werden
kann, inwieweit die gesetzlichen Be -
stimmungen eingehalten werden.

Handlungshilfen zur Umsetzung finden
Sie in unseren Seminaren:
www.migration-online.de/
schulungen-agg

Broschüre des DGB: 
Allgemeines Gleichbehandlungs ge -
setz. Überblick über die Neu rege lun -
gen mit praktischen Erläuterungen
kann zum Preis von 1 Euro pro
Exemplar zzgl. Versandkosten bestellt
werden unter:
bestellservice@
toennes-bestellservice.de

TIPPS FÜR DIE UMSETZUNG

Erstmals Menschenrechtspreis 
vergeben

Anlässlich des zwanzigjähri-
gen Bestehens von Pro
Asyl – am 8. September
2006 – zieht die Organi -

sa tion eine Zwischenbilanz ihres
Bemühens für eine humane Flücht -
lingspolitik. Dabei konstatiert sie eine
andauernde Verschärfung der euro-
päischen Flüchtlingspolitik: „Europa
ist auf dem Weg eine flüchtlingsfreie
Zone zu werden. Die militarisierte Flücht-
lingsabwehr an den europäischen
Außengrenzen löst keine Probleme,
sie verschärft sie. Nach dem Vorbild
der deutschen Drittstaatenregelung
strebt Europa danach, sich mit einem
Ring sicherer Drittstaaten zu umge-
ben. Das gesamte System des welt-
weiten Flüchtlingsschutzes droht zu -
sammenzubrechen, wenn die reichen
Industrienationen Europas sich weiter
weigern, ihren Beitrag zur Flücht lings -
aufnahme zu leisten.“

Anlässlich des zwanzigjährigen Jubi -
läums hat Pro Asyl erstmals einen
Menschenrechtspreis verliehen, die
Pro-Asyl-Hand 2006. Dieser neu ge -
stif tete Preis geht auf Grund „ihres
beispielhaften, persönlichen Eintre tens
für Flüchtlinge“ an Ferenc Köszeg und
Stefan Schmidt.

Köszeg kämpft seit Jahrzehnten für die
Bürger- und Menschenrechte. Er grün -
de te unter anderem das Euro pean Roma
Rights Centre und das ungarische
Helsinki-Komitee. Für sein Engage -
ment wurde er in Polen auch schon
mit einer Solidarnosc-Medaille geehrt.
Aktuell richtet sich sein Augen merk
auf das Schicksal von Flücht lingen an
der ungarisch-ukrainischen Grenze.

Schmidt ist der Kapitän der „Cap Ana -
mur“, die am 20. Juni 2004 vor der
italienischen Küste Lampedusas 37
Flüchtlinge aus Seenot rettete. Schmidt
sah es als seine Pflicht an, sie sicher
an Land zu bringen. Doch erst drei
Wochen später erlaubten die italieni-
schen Behörden dem Schiff die Ein -
fahrt in einen Hafen. Dort wurde
Schmidt sofort in Untersuchungshaft
genommen. Die 37 Flüchtlinge wur-
den kurz darauf abgeschoben. Mo -
men tan steht Schmidt in Italien vor
Gericht. Man wirft ihm „illegale Ein -
schleusung“ vor. Stefan Schmidt sieht
das ganz anders: „Was wir getan
haben, hätte jeder anständige Mensch
getan. Ich würde auch in Zukunft nicht
anders handeln, daran kann mich kein
Gericht der Welt hindern.“

Weitere Informationen im Internet:
www.proasyl.de

20 JAHRE PRO ASYL

Tagesseminare zum
Gleichbehandlungsgesetz

Das am 18. August 2006 in
Kraft getretene Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) zielt darauf, Be nach -

teiligungen aufgrund der „Rasse“
oder der ethnischen Herkunft, des
Geschlechts, der Religion oder Welt -
anschauung, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Identität zu
verhindern bzw. zu beseitigen. 

Was bedeutet dies nun für die betrieb-
liche Praxis? Müssen Bewerbungen
anonymisiert werden? Ist es verpflich-
tend, Schulungen in Unternehmen
oder Ver waltungen durchzuführen?
Wenn ja – welche? 

Auf diese und andere Fragen zum
AGG werden Antworten in Tages -
seminaren des Bereichs Migration &
Qualifizierung geboten. Die Seminare
bieten eine praxisnahe und hand -
lungs orientierte Aufbereitung der Auf -

gaben und Möglichkeiten, die sich aus
dem AGG ergeben.

Tagesseminare „Das neue Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz – AGG/
Aufgabe und Herausforderung für
Betriebs- und Personalräte“

Termine:

18. Oktober in München
24. Oktober in Stuttgart
16. November in Hamburg

Für Interessierte können diese Se mi -
na re auch zu anderen Terminen als
Inhouseseminar gebucht werden.

Weitere Informationen und Kontakt:

DGB Bildungswerk
Migration & Qualifizierung
Telefon 02 11/43 01-1 41
migration@dgb-bildungswerk.de
Anmeldungen im Internet unter:
www.migration-online.de/
schulungen-agg

PRAXISNAH 
UND HANDLUNGS -
ORIENTIERT



Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge veröffentlicht
Migrationsbericht

Das Bundesamt für Mig ra tion und
Flüchtlinge (BAMF) hat vor kurzem
den „Mig rationsbericht 2005“ veröf-
fentlicht. Aus diesem geht hervor, dass
im Jahr 2004 insgesamt 780.175
Zuzüge zu verzeichnen waren,
602.182 (77,2 Prozent) waren aus-
ländische Staatsbürger. Demgegen -
über stehen 697.632 Fortzüge (78,4
Prozent Aus län der). Daraus ergibt sich
ein Wan de rungssaldo von 82.543
Menschen, rd. 55.000 davon auslän-
dische Staats bürger. Solch ein niedri-
ges Wan de rungs saldo wurde seit
1991 erst ein einziges Mal erreicht,
nämlich 1998 (47.098).

Etwas mehr als zwei Drittel aller zuge-
zogenen Personen stammen aus Eu ro -

pa (67,9 Prozent) – wobei hier auch
Russ land und die Türkei hinzugezählt
werden. Lediglich 16,3 Prozent stam-
men aus den alten EU-Staaten und
24,3 Pro zent aus den zehn Neuen.
27,4 Pro zent kommen aus dem übri-
gen Eu ro pa. 

Weitere 14,5 Prozent der Zu ge zo ge -
nen stammen aus Asien, nur 4,1 Pro -
zent zogen aus afrikanischen Län dern
nach Deutschland, sowie 6,9 Pro zent
aus Amerika, Australien und Ozea -
nien. 

Auch unter den Fort ge zo ge nen war
Europa die Hauptzielregion: 68,7 Pro -
zent zogen aus Deutschland in ein an -
deres europäisches Land. 

Haupt her kunftsland im Jahr 2004 war
Polen mit 139.283 (18 Prozent) Zu zü -
gen, ge folgt von Russland mit 58.594

(8 Prozent) und der Türkei mit 42.222
(5 Prozent).

Die Fortzugstatistik gestaltet sich ein
wenig anders: Während nach Polen
104.538 Fortzüge (15 Prozent) zu ver-
zeichnen waren, ist der Fortzug nach
Russland marginal. Das erklärt sich
aus dem Umstand, dass die meisten
Einwanderer aus Russland als Spät -
aus siedler nach Deutschland kom-
men. Den zweiten Platz in der Fort -
zugs statistik nimmt die Türkei mit
37.058 (5 Prozent) Fortzügen ein,
gefolgt von Italien mit 36.273 (5
Prozent).

Weitere Informationen und den
Migrationsbericht kann man herunter-
laden unter:

www.migration-online.de/
migrationsbericht2005

NIEDRIGES WANDERUNGSSALDO

Unterschiedliche Praxis in den
Bundesländern

Bundesinnenminister Wolf gang
Schäuble will auf der Innen -
ministerkonferenz im Herbst
die Altfallregelung bespre-

chen, weil sie in einigen Bundes län -
dern umstritten ist. Familien und Men -
schen, die seit Jahren in Deutschland
leben, teilweise hier arbeiten oder die
Schule besuchen können, nach der
aktuellen Rechtslage in ein Land ab -
geschoben werden, zu dem die meis -
ten keine Verbindung mehr haben.

Doch zeichnet sich ein Umdenken ab.
Bis die Minister im Herbst zusammen-

treten und entscheiden, bestimmt je des
Bundesland selbst, ob es abschiebt
oder nicht.

Die Heidenheimer Zeitung vom 15. Au -
gust 2006 stellte die aktuellen Rege -
lungen aus den einzelnen Ländern
zusammen.

In Baden-Württemberg wird weiter
abgeschoben, auch wenn in Einzel -
fällen flexibel entschieden werden
könnte. Bayern hält einen Abschiebe -
stopp für das falsche Signal und
schiebt weiter ab. Berlin hat die Aus -
reisepflicht bis 31. Dezember ausge-
setzt. Ausgenommen sind Aus län der
die rechtskräftig verurteilt wurden.

Brandenburg, Bremen und Hamburg
schieben weiter rigoros ab, genauso
wie Hessen, NRW, Niedersachsen und
Thüringen. In Sachsen gibt es auch
keinen Abschiebestopp, doch muss
jeder Fall einzeln geprüft werden. 

Auch in Rheinland-Pfalz haben die
Behörden einen großen Ermessens -
spielraum. Sprechen integrationspoli-
tische oder humanitäre Gründe dafür,
sollen die Ämter zu Gunsten der
Ausreisepflichtigen entscheiden.

Der Artikel kann eingesehen werden
unter: 

www.hz-online.de

ABSCHIEBUNG IN DEUTSCHLAND

UNHCR: Gallery of Prominent
Refugees

Was haben Madeleine
Albright und Clara Zet -
kin gemeinsam? Beide
Frau en, so verschieden

sie auch sind, teilen ein Flücht lings -
schicksal. Das Hohe Flüchtlings -
kommissariat der Vereinten Nationen
(UNHCR) veröffentlichte eine „Gallery
of Prominent Refugees“, in der der
Lebensweg zahl rei cher be kannter
Pers önlich kei ten und ihr Flüchtlings -
da sein aufgezeigt wird. Ein Beleg
dafür, dass das Flücht lings schicksal

vor niemandem Halt macht. Made -
leine Albright hieß in früheren Ta gen
Marie Jana Korbelova und muss te, be -
vor sie als Außenministerin das höchs -
te Amt bekleidete, das bis dahin eine
Frau in den USA inne hatte, zweimal
vor politischen Umwälzungen fliehen.
Geboren in der damaligen Tsche cho -
slowakei floh sie mit ihrer Familie im
Zweiten Weltkrieg vor den Nazis nach
England. Nach dem Krieg kehrte sie
mit ihrer Familie nach Prag zurück, wo
der Vater als Diplomat bis 1948 tätig
war. Nach der kommunistischen Macht -
übernahme floh die Familie nach
Amerika.

Ein anderes Schicksal: Isabel Allende.
Die bekannte Autorin – Nichte des
ermordeten chilenischen Präsidenten
– floh mit ihrem Mann und den bei-
den Kindern 1973 vor der Todesstrafe,
die Augusto Pinochet verhängt hatte,
nach Venezuela.

Weitere Persönlichkeiten wie Hannah
Arendt, Marlene Dietrich, Albert Ein -
stein oder Miriam Makeba waren ge -
zwun gen ihre Heimat zu verlassen. Sie
und viele andere finden sich in der
„Gallery of Prominent Refugees“ unter:

www.unhcr.org/cgi-bin/texis/vtx/home

FLÜCHTLINGSSCHICKSALE

Benachteiligungen abbauen und
Chancengleichheit sichern –
Arbeitsmarktintegration von
Menschen mit Migrationshinter -
grund
Tagung: 20.10.2006
Berlin 
DGB Bildungswerk und 
Friedrich-Ebert-Stiftung
www.migration-online.de/
tg_arbeitsmarktintegration 

Behördentagung 2006 – Inter -
kulturelle Öffnung in Verwaltun -
gen und öffentlichen Betrieben
Tagung: 08. November 2006
Hannover
www.migration-online.de/
tg_behoerdentagung_2006

„Der schaut mich gar nicht an!“
– Konfliktregelung im Industrie -
betrieb
Training: 10.–12.11.2006
Hattingen
www.migration-online.de/
tr_konfliktregelung

Islam & Arbeitswelt
Seminar: 06.11.2006
Dortmund
www.migration-online.de/
sem_islam

!TERMINE 
und Veranstaltungen



KOMMENTAR

Heinrich Alt, 
Vorstand Operativ der Bun -
desagentur für Arbeit (BA)

Zunächst herrscht Verwirrung – wo -
von reden wir eigentlich? Jeder weiß,
wer gemeint ist, aber niemand erfasst
diesen Personenkreis. Ausländer, Aus -
siedler oder Asylbewerber sind statis-
tisch auszuweisen; aber wer einen
deutschen Pass besitzt, verschwindet
aus allen einschlägigen Statistiken,
auch wenn er typische Migrations -
probleme wie Sprachdefizite hat. Auch
haben beileibe nicht alle Aussiedler
und Ausländer Integrationsschwierig -
keiten. Und die migrationsbedingten
Vorteile, die nimmt kaum jemand zur
Kenntnis.
Was wir erkannt haben: Ausländer
sind stärker von Arbeitslosigkeit be -
trof fen, nehmen seltener an Qua li fi -

zierungs- und Trainingsmaßnahmen
teil, partizipieren unterdurchschnitt-
lich an beruflicher Erstausbildung,
haben ein zu geringes Qualifizierungs -
profil. Was wir aber nicht genau wis-
sen: Sind es migrationsspezifische,
soziale, qualifikatorische, geschlechts-
spezifische oder agenturinterne Defi zi -
te, die zu diesen Ergebnissen führen? 
Deshalb verfolgen wir in der Bundes -
agentur vier Strategien, die Licht in
den Tunnel bringen und den Be trof fe -
nen eine bessere Integration in den
Arbeitsmarkt ermöglichen sollen:

Individuelles Fallmanagement und
individualisierte Handlungs pro gram me
Nicht zielgruppenspezifische, sondern
am individuellen Handlungsbedarf ori-
entierte Strategien helfen wirklich,
dem Ziel einer beruflichen Qua li fi zie -
rung und Integration näher zu kommen.
Bei migrationsspezifischem Hand lungs-
bedarf, der über ein gutes Fall mana -
ge ment mit entsprechendem Profiling
festgestellt ist, sollen die diesem ent-
sprechenden Angebote unterbreitet
werden. Durch ein Controlling der Er -
geb nisse, das zielgruppenspezifische
Betrachtung umfasst, soweit dies die
Statistik zulässt, wird transparent, ob
Benachteiligungen bestehen bleiben
oder abgebaut werden. Letzteres ist
unser erklärtes Ziel.

Bei eindeutigen Problemlagen Rück -
griff auf Sonderprogramme

Die fehlenden Ausbildungsplätze für
jugendliche Schulabgänger mit Mig ra -
tionshintergrund sind ein gutes Bei -
spiel für ein solches Sonderprogramm,
das in den Jahren 2006 und 2007
mindestens 7.500 zusätzliche überbe-
triebliche Ausbildungsplätze für die-
sen Personenkreis zur Verfügung stellt. 

Nutzung der Kompetenz Dritter in
Netzwerken
Um den Weg in die Arbeitsagentur
oder Arge zu finden, gibt es zahlreiche
Barrieren für Migranten. Spezifische
Trä ger, kommunale Einrichtungen oder
nationale Communities haben oft bes-
seren Zugang zu dieser Gruppe. Wir
lassen uns aktiv in Netzwerke wie das
IQ-Netzwerk oder in lokale EQUAL-
Aktivitäten einbinden, um gemeinsam
zu besseren Lösungen zu kommen. 

Interkulturelle Kompetenz der eigenen
Mitarbeiter ausbauen
Die Bundesagentur für Arbeit ist dem
Grundsatz eines „Diversity-Mana ge -
ments“ durch Vorstandsbeschluss ver-
pflichtet. Interkulturalität ist ein we -
sentlicher Baustein dieser Ver pflich -
tung. In der Personal rekru tie rung fin-
det dies ebenso seinen Nie der schlag
wie in einer kontinuierlichen modula-
ren Schulung der vorhandenen Mit ar -
bei ter auf allen Ebenen. Auch wenn
dieser Weg erst mittelfristig Ver än de -
rungen und Erfolge verspricht, wird er
zielstrebig fortgesetzt.
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MENSCHEN MIT MIGRATIONS-
HINTERGRUND – WAS MACHT
EIGENTLICH DIE BA?

Wettbewerb „Aktiv für
Demokratie und Toleranz“

Der Wettbewerb wird zum sechsten Mal
vom Bünd nis für Demokratie und To -
leranz veranstaltet. Bewerben können
sich Initiativen, Gruppen, Einzel per so -
nen, die sich ideenreich und wirk sam
gegen Fremdenfeindlichkeit, Anti se mi -
tis mus und Diskriminierung einsetzen. 

Im letzten Jahr wurden insgesamt 57
Projekte mit Preisen zwischen 1.000
und 5.000 Euro ausgezeichnet. Ge -
sucht werden richtungweisende, all-
tägliche Beispiele gelungener Integ -
ration, Maßnahmen gegen Diskrimi -
nie rung, Handlungskonzepte zur Ge -
waltprävention. Bewerbungsschluss
ist der 10. Oktober 2006. Das Projekt
sollte auf höchstens fünf Seiten DIN

A4 dargestellt werden. Zielgruppen,
Methoden, Aktionsformen und Wir -
kun gen sollten benannt sein.

Bündnis für Demokratie und Toleranz
Stresemannstraße 90
10963 Berlin
Telefon 0 30/23 63 40-8 11
buendnis@bfdt.de
www.buendnis-toleranz.de

AKTIVE SCHNELL BEWERBEN


